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13.3.1920 Beginn des Kapp-Putsches: Konterrevolutionäre 
militärische Verbände versuchten, die parlamentarische Repu­
blik mit Waffengewalt zu beseitigen und die Militärdiktatur 
zu errichten. Während die Regierung aus Berlin floh, führte 
der Generalstreik, der am 15. 3. die ganze Stadt erfaßte, zum 
Zusammenbruch des Putsches. Die VO des Reichspräsidenten 
vom 19. 2.1920, durch die außerordentliche Kriegsgerichte ge­
schaffen worden waren, wurde nicht gegen die Putschisten, 
sondern zur Ahndung von „Unruhen“ bei der Bekämpfung 
des Putsches angewendet.
27.4.1920 In der preußischen Landesversammlung setzte 
eine Mehrheit von Vertretern der Arbeiterparteien gegen den 
bürgerlichen Rechtsblock das Gesetz über die Bildung der 
neuen Stadtgemeinde Berlin durch, das am 1.10. in Kraft 
trat. Das historisch gewachsene Berlin (mit den Stadtgebieten 
Mitte, Prenzlauer Berg, Friedrichshain, Kreuzberg, Tiergarten 
und Wedding) wurde mit weiteren 7 Städten (Köpenick, 
Lichtenberg, Charlottenburg, Neukölln, Schöneberg, Spandau 
und Wilmersdorf) sowie 59 Landgemeinden und 27 Gutsbe­
zirken zusammengeschlossen. Mit dem Gesetz erhielt die neue 
Stadtgemeinde eine neue Verfassung. Die Zahl der Mitglieder 
der Stadtverordnetenversammlung wurde auf 235 festgelegt, 
die des Magistrats auf höchstens 30. Berlin wurde in 20 Stadt­
bezirke mit je einer Stadtbezirksversammlung und einem 
Bezirksamt eingeteilt. Die soziale Kluft zwischen einzelnen 
Stadtbezirken, zwischen reichen und armen Wohngegenden 
widerspiegelte sich in Schwierigkeiten zur Durchsetzung einer 
einheitlichen Verwaltungspraxis. Bei der ersten Stadtverord­
netenwahl nach der Eingemeindung nominierte die KPD 
erstmalig eigene Kandidaten und stellte 21 Abgeordnete.
4.-7.12.1920 Vereinigung der KPD und der linken USPD 
zur Vereinigten Kommunistischen Partei Deutschlands 
(VKPD).
24. 6.1922 Außenminister Walther Rathenau, der mit Sowjet­
rußland den Rapallo-Vertrag abgeschlossen hatte, wurde von 
Angehörigen der konterrevolutionären „Organisation Consul“ 
ermordet. Daraufhin forderten 800 000 Berliner auf einer 
Demonstration im Lustgarten wirksame Gesetze gegen den 
Terrorismus. Die Regierungsparteien legten dem Reichstag 
das „Republikschutzgesetz“ vor, das jedoch später durch die 
Justiz gegen die revolutionäre Arbeiterbewegung eingesetzt 
wurde.
11.7.1922 Annahme des vom Reichsjustizminister Gustav 
Radbruch vorgelegten Gesetzes über die allgemeine Zulassung 
von Frauen zu den Berufen der Rechtspflege.
4.1.1924 Erlaß der Notverordnung über die Gerichtsverfas­
sung und Strafrechtspflege (sog. Emmingersche Justizreform): 
Die Schwurgerichte wurden unter Beibehaltung der alten 
Bezeichnung durch große Schöffengerichte abgelöst. Die aus­
schließlich mit Berufsrichtern besetzten Strafkammern wur­
den innerhalb ihrer erstinstanzlichen Zuständigkeit zu 
Schöffengerichten umgebildet. Die Zuständigkeit der Amts­
richter als Einzelrichter in Strafsachen wurde erweitert. Die 
ausschließlich mit Berufsrichtern besetzten Strafkammern 
erhielten 1931/32 ihre alte Zuständigkeit zurück.
1.10.1924 Gründung der Roten Hilfe Deutschlands (RHD) 
durch die KPD. Zweck dieser überparteilichen- Solidaritäts­
organisation war es, proletarische Klassenkämpfer, die wegen 
ihrer politischen Handlung oder wegen ihrer politischen 
Gesinnung in Haft genommen wurden, sowie Frauen und 
Kinder von inhaftierten, gefallenen oder invaliden Klassen­
kämpfern des Proletariats zu unterstützen. Die RHD, deren 
Vorsitzender Wilhelm Pieck bis 1933 war, beauftragte etwa 
130 Rechtsanwälte (Mitglieder der KPD und SPD sowie Par­
teilose) mit der Vertretung von Werktätigen vor der bürger­
lichen Klassenjustiz; zu ihnen gehörten in Berlin Hilde 
Benjamin, Hans Litten und Kurt Rosenfeld.
Oktober 1925 Erscheinen der Zeitschrift „Die Justiz“, zu­
gleich als Organ des Republikanischen Richterbundes (ge­
gründet 1922).
25.10.1925 Bei der Stadtverordnetenwahl wurden 43 Stadt­
verordnete der KPD und 73 der SPD gewählt (gegenüber 
108 Mandaten der bürgerlichen Parteien). Mit Unterstützung 
durch bürgerlich-demokratische Kommunalpolitiker, Gewerk­
schaften und Betriebsräte, Genossenschaften und Kranken­
kassen gelang es, spürbare Verbesserungen im sozialen Bereich 

■■für breitere Schichten der Stadtbevölkerung zu erreichen.
31.10.—1.11.1925 1. Parteikonferenz der KPD: Einigung über 
die Anwendung der marxistisch-leninistischen Strategie und 
Taktik auf die Kampfbedingungen in Deutschland und Bil­

dung des leninistischen Zentralkomitees unter Ernst 
Thälmann.
1.5.1929 Polizeipräsident Zörgiebel (SPD) verhängte zur 
Durchsetzung des Verbots der Maikundgebung den Belage­
rungszustand über Berlin und erteilte Polizeiformationen 
Schießbefehl. Die Polizeiaktion hatte 31 Tote und 87 Schwer­
verletzte zur Folge. Der sog. Blutmai bezeugte die Steigerung 
reaktionären Terrors.

Im „Ausschuß zur Untersuchung der Berliner Maivor­
gänge“ unter Vorsitz Carl von Ossietzkys arbeiteten bürger­
liche Demokraten und Pazifisten mit Kommunisten zusam­
men. In öffentlichen Ausschüßsitzungen leiteten die Rechts­
anwälte Dr. Apfel und Hans Litten die Anhörung zahlreicher 
Zeugen.
September 1929 Aufdeckung des Sklgrek-Skandals: Die Brü­
der Sklarek, Inhaber einer Bekleidungsfirma, hatten Mit­
glieder des Magistrats bestochen und die Stadt um 10 Millio­
nen Mark betrogen. Der Oberbürgermeister wurde seines 
Amtes enthoben. Durch Urteil der Großen Strafkammer des 
Landgerichts Berlin vom 28. 6.1932 erhielten zwei Stadtbank­
direktoren, ein Bürgermeister, ein Stadtamtmann und zwei 
Stadträte geringfügige Gefängnisstrafen.
14. 9.1930 Bei den Reichstagswahlen wurde die KPD stärkste 
Partei in Berlin.
30. 3.1931 Der preußische Landtag erließ ein Gesetz zur Än­
derung der Berliner Stadtverfassung, das die Stellung der 
Stadtverordnetenversammlung einschränkte und die des 
Oberbürgermeisters stärkte. Es wurde ein Stadtgemeinde­
ausschuß gebildet, der zwischen Stadtverordnetenversamm­
lung und Magistrat stand. Beschlüsse der Stadtverordneten­
versammlung und des Gemeindeausschusses bedurften nun­
mehr der Zustimmung des Oberbürgermeisters.
November 1931 Der preußische Innenminister Severing 
setzte in Berlin Staatskommissare ein, die beauftragt waren, 
die durch Notverordnung erhöhte Bürger- und Getränke­
steuer sowie eine erhöhte Grundvermögenssteuer einzu­
ziehen.
18.1.1932 Überfall von 150 bewaffneten Nazis auf die 
Laubenkolonie Felseneck im Norden Berlins. Rechtsanwalt 
Litten konnte mit Unterstützung der RHD den Mörder eines 
Kommunisten ermitteln. Der faschistische Überfall blieb 
ungesühnt: Die beantragten geringen Strafen gegen 5 SA- 
Leute fielen unter die Amnestie.
30.1.1933 Reichspräsident von Hindenburg ernannte Hitler, 
den Führer der Nazipartei, zum Reichskanzler.
1. 2.1933 Auflösung des Reichstags entsprechend dem Antrag 
der Hitlerregierung.
7.2.1933 Illegale Tagung des Zentralkomitees der KPD in 
Ziegenhals bei Berlin. Ernst Thälmann sprach über die Auf­
gaben zur Organisierung des Widerstandskampfes unter den 
Bedingungen der Illegalität.
27.2.1933 Reichstagsbrand in Berlin. Die Faschisten bezich­
tigten die Kommunisten der Brandstiftung und entfachten 
einen Terrorfeldzug größten Ausmaßes gegen die KPD und 
andere Gegner des Naziregimes.
28. 2. 1933 Die „Verordnung des Reichspräsidenten zum 
Schutz von Volk und Staat“ setzte die wesentlichen Grund­
rechte der Weimarer Verfassung außer Kraft. Auf ihrer 
Grundlage wurde mit der unbeschränkten Verhängung von 
Schutzhaft das System der Konzentrationslager errichtet.
24.3.1933 Der Reichstag beschloß mit Zustimmung aller 
bürgerlichen Parteien — gegen die Stimmen der anwesenden 
94 SPD-Abgeordneten und in Abwesenheit der verfolgten oder 
verhafteten 81 KPD-Reichstagsabgeordneten — das Ermächti­
gungsgesetz. Es ermächtigte die Hitlerregierung, Reichsgesetze 
zu beschließen.
1. 4.1933 Ausschluß der Kommunisten aus der Stadtverord­
netenversammlung. Die kommunistischen Stadtverordneten 
wurden unter „Verdacht des Hochverrats“ gestellt.
31. 5.1933 Einsetzung eines Staatskommissars in der Haupt­
stadt, der neben dem Oberbürgermeister und dem Magistrat 
zur Überwachung und Kontrolle der Verwaltung tätig 
wurde.
21.—27.6.1933 Köpenicker Blutwoche: Einen Tag vor dem 
Verbot der SPD (22.6.) drangen bewaffnete SA-Leute in 
Berlin-Köpenick in die Wohnungen bekannter Mitglieder der 
KPD und der SPD ein, verschleppten mehr als 500 und miß-


